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ANALYSEN UND BERICHTE

STEUERSYSTEM

Plädoyer für eine Konsumsteuer
Ekkehart Schlicht, Darmstadt

Die Grundlagen unseres gegenwärtigen Steuersystems werden Insbesondere im angelsächsischen 
Sprachraum zunehmend In Frage gestellt. Diese Diskussion hat zwei Stoßrichtungen: Zum einen wird die 
Ablösung der Einkommensteuer durch eine persönliche Konsumausgabenbesteuerung gefordert, zum an­
deren werden verschiedene Vorschläge gemacht, die Besteuerung der Unternehmensgewinne durch eine 
Cash-flow-Steuer zu ersetzen. Professor Ekkehart Schlicht plädiert für eine Besteuerung des Konsums, 
Professor Hans-Werner Sinn untersucht mögliche neue Wege in der Unternehmensbesteuerung.

Für den Beobachter der steuerpolitischen Diskussion 
ist auffallend, daß sich die Kontroversen und Re­

formvorschläge auf die verschiedensten, zum Teil sehr 
wichtigen Detailfragen beziehen, während grundsätzli­
che Erwägungen nur eine sehr untergeordnete Rolle 
spielen. Nun ist es aber so, daß Detailfragen und damit 
Einzelfallregelungen willkürlich und aus der Sicht der 
Betroffenen ungerecht erscheinen, wenn sie nicht aus 
allgemein beachteten Steuerprinzipien abgeleitet wer­
den’ . Diese Überlegung veranlaßt mich, einmal grund­
sätzlich die Einkommensteuer in Frage zu stellen und 
an ihrer Stelle für eine persönliche Konsumsteuer zu 
plädieren.

Eine Besteuerung des Konsums -  und nicht des Ein­
kommens -  mag vielen a priori gerechter erscheinen als 
eine Besteuerung des Einkommens^. Wenn prinzipiell 
die Konsumausgaben und nicht das Einkommen als Be­
messungsgrundlage angesehen werden, können au­
ßerdem viele Regelungen, die bisher als Sonderrege­
lungen in die Einkommensteuer eingeführt wurden, ent­
fallen, da sie ihrer Intention nach lediglich Prinzipien der 
Konsumbesteuerung in die Einkommensbesteuerung 
einführen. Sonderregelungen machen eine Steuer aber 
ungerecht. Ferner ist eine Konsumbesteuerung admini­
strativ nicht komplizierter als eine Einkommensbe­
steuerung und wesentlich einfacher als eine umfassen­
de Einkommensbesteuerung (comprehensive income 
tax), die nicht nur die Faktoreinkommen, sondern auch

Prof. Dr. Ekkehart Schlicht, 38, lehrt Wirtschafts­
theorie an der Technischen Hochschule Darm­
stadt und ist IVlitglied des Sonderforschungsbe­
reichs 5 der DFG an der Universität Mannheim.

preisbedingte Vermögenswertänderungen adäquat be­
steuern würde. (Dieser Gesichtspunkt wird bei der Kon­
sumsteuer zwanglos mit berücksichtigt.) Schließlich 
bietet sie beträchtliche allokative Vorteile. All dies 
spricht dafür, daß die Konsumsteuer in der öffentlichen 
Diskussion auch in der Bundesrepublik mehr Beach­
tung finden sollte®.

Die Konsumsteuer

Die Konsumsteuer untenwirft die Konsumausgaben -  
und nicht das Einkommen -  eines Steuerpflichtigen der 
Besteuerung: Die Summe aller Einkünfte wird ermittelt, 
und hiervon werden der Saldo aller Vermögenstrans­
aktionen (Käufe minus Verkäufe von Aktiva) sowie wei­
tere nicht konsumtive Ausgaben abgezogen. Die so er­
mittelten Konsumausgaben werden besteuert“*.

' Vgl. E. 8  c h I i c h t : Die emotive und die kognitive Gerechtigkeits­
auffassung, in: Ökonomie und Gesellschaft, Jahrbuch 2, Frankfurt
1984.

^ Vgl. D. B r a d f o r d ; The Case for a Personal Consumption Tax, in; 
J. P e c h m a n  (Hrsg.): W hat Should be Taxed: Income or Expenditu- 
re?, W ashington 1980, S. 75-125, hier S. 102-109.

 ̂Vgl. z. B. The Economist vom 17.9 .1983 , S. 19-24. In diesem empfeh­
lenswerten Beitrag werden auch einige Details erläutert. Die Konsum­
steuer wurde u. a. in Schweden, England, Kanada und den USA aus­
führlich erörtert. Einen guten Überblick über den Stand der Diskussion 
und Literaturhinweise geben J. P e c h m a n  (Hrsg.), a.a.O., und R. 
P e f f e k o v e n :  Persönliche allgemeine Ausgabensteuer, in: Hand­
buch der Finanzwissenschaft, 3. Auflage, 2. Band, Tübingen 1980. Eine 
persönliche Bemerkung sei hier gestattet: Für einen Ökonomen ist es 
vielleicht nicht angebracht, sich so prononciert für einen bestimmten 
wirtschattspolitischen Vorschlag auszusprechen, w ie ich das hier tue. 
Dennoch fühle ich mich veranlaßt, eine solche wirtschaftspolitische -  
und damit im eigentlichen Sinne nicht mehr wissenschaftliche -  Stel­
lungnahme zu verfassen, die zudem notwendigerweise die Gesamtpro­
blematik nur verkürzt behandeln kann. Meine Absicht ist, dam it d ie an­
gesprochenen Probleme, und insbesondere prinzipielle Fragestellun­
gen, in die öffentliche Diskussion zu bringen.

'' Ich möchte hier und im folgenden unterstellen, daß Schenkungen, 
Erbschaften und Spenden mit zu den Einkünften des Empfängers ge ­
rechnet und entsprechend von den Einkünften des Gebers abgesetzt 
werden. Jedoch sind andere Regelungen denkbar.
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Der zu versteuernde Konsum ergibt sich bei der hier 
zugrunde gelegten Version der Konsumsteuer wie folgt: 
Summe aller Einkünfte aus Enwerbstätigkeit, Renten, 
erhaltenen Übertragungen und kalkulatorischen Mieten 
für selbstgenutztes Wohneigentum minus Salden aus 
Ausgaben und Einnahmen aller finanzieller und ge­
werblicher Transaktionen minus nicht konsumtive Aus­
gaben wie Werbungskosten, Versicherungsprämien, 
krankheitsbedingte Behandlungskosten, geleistete 
Übertragungen und Spenden. Gegebenenfalls können 
-  ähnlich wie im gegenwärtigen Steuerrecht -  die letzt­
genannten Ausgaben pauschaliert oder mit Obergren­
zen versehen werden.

Die Konsumsteuer besteuert mithin den Konsum als 
Differenz zwischen Einkünften und Nettoersparnissen. 
Ein hohes Konsumniveau wird hoch, ein niedriges ge­
ring besteuert.

Die Besteuerung von Wertzuwachsen

Die Konsumsteuer ergibt sich jedoch nicht aus der 
gegenwärtigen Einkommensteuer durch Abzug der Er­
sparnis, denn bei der Konsumsteuer werden im Gegen­
satz zur gegenwärtigen Einkommensteuer realisierte 
Wertzuwachse mit erfaßt. Solch eine Vorgehensweise 
wäre nur bei einer umfassenden Einkommensteuer 
möglich, die auch Wertzuwächse als Einkommen rech­
net.

Nun erscheint aber eine Besteuerung nicht realisier­
ter Wertzuwächse ungerecht, unpraktikabel und nicht 
durchsetzbar, obwohl es sich bei ihnen ohne Zweifel um 
realisierbares Einkommen handelt. Aber auch die Be­
steuerung realisierter Wertzuwächse im Rahmen der 
Einkommensteuer erscheint in vielen Fällen ungerecht, 
etwa dann, wenn die Realisierungen bei bloßen Vermö­
gensumschichtungen anfallen, wenn z. B. ein Haus mit 
hohem Wertzuwachs verkauft wird, um an einem ande­
ren Ort für den Erlös ein gleichwertiges Haus zu erste­
hen. Dies wäre eine nicht zu rechtfertigende Benachtei­
ligung jener, die veranlaßt sind, solche Umschichtungen 
vorzunehmen.

Aus diesen Gründen wird bei der gegenwärtigen Ein­
kommensteuer auf die Besteuerung von Wertzuwäch­
sen verzichtet, wenn zwischen Enwerb und Verkauf des 
Aktivums mehr als zwei Jahre verstrichen sind. Die Vor­
stellung dabei ist wohl die, daß Wertzuwachse, die in­
nerhalb dieses Zeitraumes realisiert werden, zu „Ent­
nahmezwecken“ dienen, während sie sonst als Vermö­
gensumschichtung angesehen werden -  eine willkürli­
che und damit ungerechte Abgrenzung.

Die Konsumsteuer meistert diese Probleme zwang­
los: Wertzuwächse, die zu konsumtiven Zwecken reali­
siert werden, werden besteuert, Vermögensumschich­

tungen nicht -  und zwar unabhängig von der Fristigkeit. 
(Vermögensentnahmen machen den Saldo der vermö­
genswirksamen Transaktionen negativ, Vermögens­
umschichtungen lassen ihn unverändert.) Es ist nicht 
möglich, einen hohen Lebensstandard steuerfrei durch 
Grundstücksspekulationen oder die Realisierung von 
Wertzuwachsen sonstiger Aktiva zu finanzieren. Weder 
eine umfassende noch die gegenwärtige Einkommen­
steuer oder aber Wertzuwachssteuern können diese 
Probleme mit vergleichbarer Einfachheit und Konse­
quenz lösen.

Ein wichtiger Vorteil der Konsumsteuer ist also, daß 
sie sich implizit auf einen umfassenderen Einkommens­
begriff bezieht als die gegenwärtige Einkommensteuer: 
Wertzuwächse und Abschreibungen werden mit erfaßt, 
ohne daß sie errechnet werden müßten.

„Doppell>esteuerung“ der Ersparnis

Unter der Einkommensteuer werden auch die Erspar­
nisse -  wie jede andere Einkommensverwendung -  der 
Besteuerung untenworfen. Die Erträge der Ersparnis 
stellen wiederum Einkommen dar und werden ebenfalls 
besteuert. Dies führt zu einer „Doppelbesteuerung“ der 
Ersparnis: Sowohl die Ersparnisse selbst als auch ihre 
Erträge werden besteuert®. Ist z. B. der marginale Steu­
ersatz 0,3, so verbleibt von 100 DM zusätzlichem Brut­
toeinkommen ein zusätzliches Nettoeinkommen von 70 
DM. Werden diese bei einem Marktzins von 10 % ge­
spart, so erhält man 7 DM Zinsen. Nach der Besteue­
rung des Zinsertrages verbleiben 4,90 DM Zinsen. Der 
Konsumverzicht von 70 DM führt also zu einer Effektiv­
verzinsung von 7 % : Die Effektivverzinsung wird um 
den marginalen Steuersatz gegenüber dem Marktzins 
reduziert. Dies führt zu einer Divergenz zwischen dem 
sozialen Ertrag der Ersparnis, gemessen durch den 
Zins, und dem privaten Ertrag und verzerrt die Konsum- 
und Sparentscheidungen -  mit entsprechenden Ineffi­
zienzen.

Die Konsumsteuer ist in dieser Hinsicht neutral, denn 
sie besteuert ja nicht die Ersparnis als solche, sondern 
nur deren realisierte Erträge. Deshalb stimmt die durch 
Konsumverzicht realisierbare Effektivverzinsung (bei 
über die Zeit unverändertem marginalen Steuersatz) 
mit dem Marktzins überein. Die gesellschaftliche und 
die private Ertragsrate der Ersparnis sind also identisch.

Die Vermeidung einer derartigen Doppelbesteuerung 
der Ersparnisse ist bekanntlich das Hauptargument für 
eine Steuerfreiheit und Bruttolohnbezogenheit der Ren-

Juristisch kann man argumentieren, daß es sich um keine Doppelbe- 
Steuerung handele. Vgl. R. P e f f e k o v e n ,  a.a.O., S. 431. Hier geht 
es aber um die ökonomischen W irkungen.
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ten. Unter der Konsumsteuer würde die gesamte Pro- 
blematil< hinfällig werden: Rentenversicherungsbeiträ­
ge werden nicht besteuert, erhaltene Rentenzahlungen 
zählen als Einkünfte und werden, soweit sie konsumiert 
werden, besteuert.

Die Einkommensteuer unterwirft jedoch nur die For­
men der Ersparnis der Besteuerung, die aus laufendem 
Einkommen getätigt werden. Ein Großteil der Ersparnis 
-  insbesondere in Form von Ausbildung und Weiterbil­
dung -  erfolgt jedoch durch temporären Einkommens­
verzicht®. Für diejenigen, die solche Humankapitalinve­
stitionen tätigen können, findet keine Doppelbesteue­
rung statt. Die Begünstigten können also die Besteue­
rung der Ersparnis in Form von Humankapitalinvestitio­
nen auch unter einer Einkommensteuer vermeiden und 
für sich eine Art von Konsumsteuer realisieren^. Diese 
Ausgestaltung der gegenwärtigen Einkommensbe­
steuerung ist sicherlich ungerecht, denn sie wirkt stark 
regressiv, da die Nutznießer ohnehin schon höhere Ein­
kommen erzielen werden. Zudem sind hier Fehlalloka­
tionen von beträchtlichen Größenordnungen zwischen 
den Ausgaben für das Bildungssystem und den übrigen 
Bereichen nicht auszuschließen.

Solche Diskriminierungen zwischen verschiedenen 
Formen der Ersparnis sind unter einer Einkommensteu­
er nicht zu vermeiden. Bei einer Konsumsteuer sind sie 
dagegen von vornherein ausgeschlossen, da hier die 
Ersparnisse nicht besteuert werden.

Die Besteuerung der Ersparnis

Der spontane Einwand gegen eine Konsumsteuer 
lautet, daß sie regressiv wirke, weil diejenigen mit ho­
hem Einkommen mehr sparen als die mit niedrigem Ein­
kommen. Dieser Einwand ist jedoch nicht ganz zutref­
fend. Wenn z. B. für das Alter gespart wird, werden die 
aufgelaufenen Ersparnisse zuzüglich der Zinsen zu ei­
nem späteren Zeitpunkt für Konsumzwecke aufgelöst 
und entsprechend besteuert. Die Ersparnisbildung führt 
also lediglich zu einer zeitlichen Verschiebung der Steu­

erzahlung. Werden die Ersparnisse nicht aufgelöst, 
sondern vererbt, so wird freilich keine Konsumsteuer 
fällig®. Jedoch könnte hier beispielsweise die ohnehin 
vorhandene Erbschaftsteuer eingreifen®.

Der weitere Einwand, die Konsumsteuer sei weniger 
progressiv als die Einkommensteuer, ist nicht richtig. 
Denn natürlich kann die Konsumsteuer beliebig pro­
gressiv ausgestaltet werden.

Konsumsteuer und Lebenseinl<ommen

Ungleichmäßige Einkommensströme -  in einem Jahr 
hohe, im nächsten Jahr niedrige Einkommen -  werden 
unter einer Einkommensteuer Jahr für Jahr besteuert. 
Das führt dazu, daß Haushalte mit einem gleichen Le­
benseinkommen unter einer progressiven Einkommen­
steuer’“ ganz unterschiedlich besteuert werden, je 
nachdem wie ungleichmäßig der Einkommensstrom an­
fällt. Fünf Jahre hart arbeiten und anschließend fünf 
Jahre Urlaub machen ist bei der Einkommensteuer fast 
unmöglich.

Bei der Konsumsteuer spielt die zeitliche Verteilung 
der Einkünfte keine Rolle. Allerdings werden bei einer 
progressiven Konsumsteuer gleichmäßige Konsum­
ströme geringer besteuert als stark schwankende Kon­
sumströme bei gleichem Gesamtbetrag im Zeitablauf. 
Dieser Nachteil wiegt jedoch geringer, weil die Konsum­
ströme in der Regel gleichmäßiger sind als die Einkom­
mensströme Fünf Jahre harte Arbeit alternierend mit

* Es wird argumentiert, daß es sich bei dieser Form von Ersparnis um 
die gleiche Größenordnung wie bei der konventionell gemessenen Er­
sparnis handele. Vgl. dazu M. B o s k i n : Notes on the Tax Treatment 
of Human Capital, in: Conference on the Tax Research, Sponsored by 
the Office of Tax Analysis, W ashington 1976.

 ̂Vgl. W. K I e i n : Tim ing in Personal Taxation, in: Journal of Legal Stu­
dies, Vol. 6, Juni 1977, S. 461-81.

® Es sei denn, man rechnet die Erbschaft zum Konsum des Erblassers, 
was vielleicht nicht ganz abwegig ist. Vgl. dazu Fußnote 4.

® Ich würde freilich Bedenken gegen eine Erbschaftsteuer haben, da sie 
Diskontinuitäten einführt, d ie m ir ungerecht erscheinen, und würde statt 
dessen für eine generelle Vermögensteuer als Ergänzung zur Konsum ­
steuer plädieren.

D. h. mit zunehmendem m arginalen Steuersatz.

K O N J U N K T U R
V O N  M O R G E N
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fünf Jahren Urlaub wären kein Problem, wenn der Kon­
sumstandard während der ganzen Zeit ungefähr auf­
rechterhalten bleibt.

Insgesamt wird man davon ausgehen können, daß ei­
ne Konsumsteuer eine bessere Annäherung an eine 
Besteuerung des Lebenskonsums bietet als eine Ein­
kommensteuer. Aus dieser Sicht ist es übrigens er­
wünscht, wenn die Steuerpflichtigen zwecks Steuerver­
meidung gleichmäßigere Konsumströme wählen, da sie 
so ihre Lebensbesteuerung besser mit ihrem Lebens­
konsum in Einklang bringen. Aus dem gleichen Grunde 
ist auch nichts dagegen einzuwenden, wenn die Steuer­
pflichtigen Einkommensbestandteile, die nicht konsu­
miert werden, nicht als Ersparnis deklarieren und somit 
die um die Zinsen verminderte Steuerbelastung zeitlich 
vorverlagern.

Aber selbst dann, wenn man im Prinzip einer umfas­
senden Besteuerung des Lebenseinkommens den Vor­
zug gegenüber einer Besteuerung des Lebenskonsums 
gibt, kann eine solche Besteuerung besser mit einer 
Konsumsteuer realisiert werden, die mit einer Erb­
schaftsteuer kombiniert ist, als mit einer Einkommen­
steuer, die Wertänderungen, Humankapitalinvestitio­
nen und Einkommensschwankungen unberücksichtigt 
läßt. Denn diesem Ziel einer umfassenden Besteuerung 
des Lebenseinkommens würde bei einer Konsumsteu­
er Rechnung getragen. Deshalb ist es irreführend zu sa­
gen, daß die Bemessungsgrundlage der Konsumsteuer 
geringer sei als die der Einkommensteuer, denn es muß 
stets berücksichtigt werden, in welcher Weise eine Kon­
sumsteuer durch andere Steuern ergänzt wird.

Ergänzung durch andere Steuern

Nun kann man argumentieren, daß das Vermögen 
selbst sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit er­
höht als auch für die Vermögensbesitzer -  über die Ver­
zinsung hinaus -  Nutzen stiftet. Dies ist jedoch kein Ar­
gument für eine Einkommensbesteuerung, die ja ledig­
lich den Vermögenszuwachs aus Ersparnis mitbesteu­
ert, sondern für eine Vermögensteuer. Ein Vorteil der 
Konsumsteuer ist ja gerade, daß sie zwanglos mit einer 
derartigen Vermögensteuer (die also den Nutzen des 
Vermögens an sich besteuert) harmoniert, während 
dies bei einer Einkommensteuer wiederum auf eine 
Doppelbesteuerung hinausliefe: auf eine Besteuerung 
der Ersparnis und des daraus gebildeten Vermögens. 
Gerade der Gesichtspunkt, daß Vermögen Nutzen stif­
tet und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöht, ist

' ’ Konsequent wäre freilich die Einbeziehung des Verm ögensnutzens 
In den Konsum; eine Verm ögensteuer könnte dann entfallen. Diese Pro­
bleme sollen hier aber nicht weiter verfolgt werden, da sie gleicherm a­
ßen im Zusammenhang mit e iner Einkommensteuer auftreten.

also ein Argument für die Konsumsteuer und gegen die 
Einkommensteuer: Erfordert eine Vermögensteuer, die 
mit einer Einkommensteuer unverträglich ist, mit einer 
Konsumsteuer aber harmoniert".

Ferner harmoniert die Konsumsteuer gut mit einer 
Mehrwertsteuer: Eine Mehrwertsteuer ist äquivalent ei­
ner proportionalen Konsumsteuer. Deshalb ist die Erhe­
bung einer Konsumsteuer und einer Mehrwertsteuer 
äquivalent der Erhebung einer entsprechend höheren 
Konsumsteuer -  es gibt keinen Konflikt, und es ist ledig­
lich eine Frage der Zweckmäßigkeit, wie man die 
Steuererhebung aufteilt.

Auch harmoniert die Konsumsteuer gut mit einer 
Cash-floW'Gewinnbesteuerung der Unternehmen. 
Auch bei einer Konsumsteuer handelt es sich ja um eine 
Cash-flow-Steuer, sie kann daher zwanglos mit einer 
Cash-flow-Besteuerung der Unternehmen kombiniert 
werden.

Administration und Details

In der Administration sind die gegenwärtige Einkom­
mensbesteuerung und die vorgeschlagene Konsum­
steuer sehr ähnlich. Dehalb sind ihre administrativen 
Mängel nahezu identisch. Prinzipielle Schwächen der 
Konsumsteuer finden sich gleichermaßen bei der Ein­
kommensteuer. Im Prinzip sind beide Steuern leicht zu 
administrieren. Was die gegenwärtige Einkommensteu­
er jedoch so kompliziert macht, sind die vielfältigen Son­
derregelungen. Das Hauptargument für die Konsum­
steuer ist deshalb aus administrativer Sicht, daß sie mit 
weniger Sonderregelungen auskommt. Der Steuer­
pflichtige kann leicht Rechenschaft über seine Einnah­
men und -  mittels Beleg von der Bank -  über seine Ver­
mögenszuflüsse oder -entnahmen geben.

Die Regelungen über Vorsorge, steuerfreie Einkünf­
te, erhöhte Absetzungen, Verlustabzüge, Spekulations­
gewinne, Altersentlastung, außergewöhnliche Bela­
stungen, Steuerermäßigungen etc. sind hinfällig. Die 
meisten dieser Regelungen dienen übrigens sowieso 
einer Annäherung der Einkommensteuer an die Kon­
sumsteuer. In vielen Bereichen ist die Konsumsteuer al­
so schon heute in der kompliziertesten denkbaren Form 
realisiert!

Aber auch für Detailfragen liefert das Prinzip der 
Konsumbesteuerung klare Antworten. So sind Beiträge 
zur Krankenversicherung und Aufwendungen für ärztli­
che Dienstleistungen und Medikamente kein Konsum. 
Die gegenwärtigen Sonderregelungen bei der Einkom­
mensteuer. die eine analoge Steuerbefreiung derartiger 
Ausgaben sicherstellen sollen, erfahren im Rahmen der 
Konsumbesteuerung eine schlüssige Begründung, sind
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aber nur schwer mit dem Prinzip der Einkommensbe­
steuerung vereinbar. Auch hier gilt, daß der Grundsatz 
der Konsumbesteuerung bereits Eingang in unser Steu­
errecht gefunden hat. Ähnliches trifft auch für die Wer­
bungskosten zu: Sie sind ebenfalls kein Konsum und 
damit -  wie auch bei der gegenwärtigen Einkommen­
steuer -  steuerfrei. Die Befreiung im Rahmen der Ein­
kommensteuer bedarf jedoch einer besonderen Be­
gründung, daß nämlich das Einkommen ohne die Wer­
bungskosten nicht erzielbar wäre und daß diese des­
halb vom Einkommen abgezogen werden müssen. Eine 
solche Konstruktion ist aber in vielen Fällen fragwürdig 
und weit weniger schlüssig als die analoge Regelung 
bei einer Konsumsteuer’ .̂

Weitere Vorteile

Ähnliches gilt im Zusammenhang mit der Familienbe­
steuerung: Bei einer Konsumsteuer ergibt sich eine 
zwanglose Begründung für ein Familiensplitting, da alle 
Familienmitglieder konsumieren’®. Die Begründung für 
ein Familiensplitting im Rahmen der Einkommensteuer 
muß dagegen willkürlich erscheinen: Zwar läßt sich 
noch vertreten, daß ein Teil des Familieneinkommens 
fiktiv der Ehefrau zugerechnet wird, doch ein Einkom­
men der Kinder, der Behinderten oder der Alten steuer- 
wirksam anzunehmen erscheint willkürlich. Steuerklas­
sen würden beim Familiensplitting entfallen. (Meines 
Erachtens wäre es wünschenswert, ein Haushaltssplit­
ting zuzulassen. Solch ein Haushaltssplitting würde si­
cherlich die Haushalte, die Rentner oder Behinderte 
aufnehmen, angemessen entlasten und so die Solida­
rität zwischen den Generationen und mit den Behinder­
ten fördern.)

Bezüglich der Behandlung von selbstgenutztem 
Wohneigentum besteht bei der Konsumsteuer wie bei 
der Einkommensteuer die Wahlmöglichkeit zwischen 
der Investitionsgut- und der Konsumgutlösung -  mit 
ganz ähnlichen Problemen’ ''. Eine Lösung wäre z. B.,

Werbungskosten können auch allokativ gerechtfertigt werden. Diese 
Frage ist aber unabhängig von der W ahl zw ischen Einkommen- und 
Konsumsteuer.

”  Gegebenenfalls mit geringerer Gewichtung der Kinder.

Vgl. M. J. G r a e z : Expenditure Tax Design, in: J. P e c h m a n 
(Hrsg.K a.a.O., S. 161-295, hier S. 193-197. D ieser Beitrag enthält dar­
über hinaus eine Fülle von Detailerörterungen zu anderen Fragen.

Ähnliche Regelungen könnte man auch für dauerhafte Konsumgüter 
treffen. Dies betrifft vor allem den Besitz von Autos. Ich würde allerdings 
dafür plädieren, die Ausgaben für Autos -  und m utatis mutandis für an­
dere dauerhafte Konsumgüter -  als Konsum zu behandeln. Diese Be­
handlung ist übrigens, da Spekulations- und Progressionseffekte hier 
weniger relevant sind, weitgehend äquivalent mit der alternativen Be­
handlung einer Periodisierung und Verzinsung der Ausgaben über die 
Nutzungsdauer (siehe M. J. G r a e z , a.a.O., S. 185 f.). Auch die Kon­
sumsteuerbelastung kann durch Kredite finanziert werden, deren Rück­
zahlung die Steueriast in den späteren Perioden reduziert. Der Kapital­
wert des Zusatzkredits ist dann gleich dem Kapitalwert der periodisier- 
len Tilgungen, und eine Besteuerung des Konsums ist äquivalent mit e i­
ner Besteuerung der Tilgungen.
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eine kalkulatorische Miete als Konsum anzusetzen. 
Diese müßte sich freilich an Mietspiegeln und nicht an ir­
gendwelchen Einheitswerten orientieren, mit einem Ab­
schlag für die in den Marktmieten enthaltenen Entgelte 
für laufende Kosten. Der Hauskauf würde als Ersparnis 
angesehen werden und bliebe, unabhängig von seiner 
Finanzierung, steuerfrei. Abschreibungen müßten nicht 
ermittelt werden’®. Bei fremdgenutztem Wohneigentum 
wäre der Erwerb ebenfalls steuerfrei. Lediglich die Diffe­
renz zwischen den Mieteinnahmen und den laufenden 
Kosten würde als Einkünfte angesehen und entspre­
chend besteuert werden, sofern sie Konsumzwecken 
dient. Wiederum wäre es nicht nötig, kalkulatorische 
Abschreibungen zu ermitteln.

Aus der Irrelevanz von Abschreibungen und Wertstei­
gerungen für die Steuerermittlung, die sich nur auf Zah­
lungsströme der laufenden Periode bezieht, ergibt sich 
weiterhin als wichtiger Vorteil der Konsumsteuer gegen­
über der Einkommensteuer, daß Belastungsverzerrun­
gen vermieden werden. Solche Verzerrungen treten 
durch die Inflation in Kombination mit der Abschreibung 
historischer Kosten, bei der Wertsteigerungen vernach­
lässigt werden, auf.

Mein Plädoyer

Die Konsumsteuer scheint gerechter zu sein als prak­
tikable Alternativen der Einkommensteuer. Sie ist es für 
jene, die -  wie ich -  eine Besteuerung des Konsums für 
gerechter halten als eine Besteuerung des Einkom­
mens. Sie ist es aber ebenso für jene, die im Prinzip eine 
umfassende Besteuerung des Lebenseinkommens für 
gerechter halten. Denn eine solche Besteuerung läßt 
sich annäherungsweise mit einer Konsumsteuer in 
Kombination mit einer Erbschaftsteuer realisieren, mit 
einer praktikablen Einkommensteuer jedoch nicht. Ins­
besondere vermeidet die Konsumsteuer eine Diskrimi­
nierung derjenigen, die keine Vermögenszuwächse und 
keine Humankapitalinvestitionen realisieren können. 
Außerdem muß bei einer Konsumsteuer nicht zwischen 
verschiedenen Einkünften (Erwerbseinkommen, Ren­
ten, Versicherungsleistungen) unterschieden werden. 
Zugleich bietet sie wichtige allokative Vorteile, da sie die 
Doppelbesteuerung der Ersparnis vermeidet. Sie kann 
überdies zwanglos mit anderen Steuern kombiniert wer­
den, vermeidet inflationsbedingte Verzerrungen der 
Steuerbelastung, wie sie unter der Einkommensteuer 
entstehen, und die gesamte Abschreibungsproblema­
tik. Die Probleme, die sich hinsichtlich der Nutzung dau­
erhafter Konsumgüter ergeben, sind unerheblich.

Die Konsumsteuer ist von ihrer Konstruktion her ein­
facher als die gegenwärtige Einkommensteuer: In der 
Administration ist sie der gegenwärtigen Einkommen-
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Steuer ähnlich, bedarf jedoch weniger Sonderregelun­
gen und ist für den Steuerzahler leichter nachzuvollzie­
hen. Sicherlich ist auch eine Konsumsteuer nicht ohne 
Probleme. Und jeder wird die Schwierigkeiten, die mit 
einer Konsumsteuer verbunden sein könnten, anders 
gewichten und bewerten. Nur, all diese Schwierigkeiten 
treten auch im Zusammenhang mit der Einkommen­
steuer auf, und meistens sind sie dort gravierender! Ich 
möchte diese Schwierigkeiten nicht leugnen, sondern 
nur darauf hinweisen, daß sich die Sonderregelungen 
bei einer Konsumsteuer verringern und daß sie, soweit 
sie weiterhin erforderlich sind, aus dem Prinzip der Kon­
sumbesteuerung einfach ableitbar und für den Steuer­
zahler einleuchtend zu begründen sind. Dies ist bei ei­
ner praktikablen Einkommensteuer, die notwendiger­
weise nicht auf dem umfassenden Einkommensbegriff

aufbauen kann und deshalb auf einem unscharfen, will­
kürlichen, und damit für den Steuerzahler schwer ver­
ständlichen, Einkommensbegriff aufbauen muß, nicht 
der Fall. Auch unter dem Gesichtspunkt, daß die Steuer­
prinzipien auch bei Einzelregelungen eingehalten wer­
den sollten, erscheint somit die Konsumsteuer gerech­
ter zu sein als realisierbare Alternativen der Einkom­
mensteuer.

Deshalb bleibt mein Hauptproblem bei einer Konsum­
steuer die Frage, warum diese wichtige Alternative zur 
Einkommensteuer in der Bundesrepublik so wenig Be­
achtung in der öffentlichen Diskussion findet. Vielleicht 
liegt es daran, daß sie weder „rechts“ noch „links“ ein­
zuordnen ist -  sie hat in beiden Lagern Befürworter und 
Gegner. Daß die Steuerberater opponieren könnten, 
würde ich freilich verstehen.
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Neue Wege der Unternehmensbesteuerung
Hans-WernenSinn, Mannheim*

Die in den meisten westlichen Industrieländern prak­
tizierten Systeme der Kapitaleinkommensbesteue­

rung orientieren sich noch immer an der theoretischen 
Grundkonzeption, wie sie von Schanz, Haig und Si­
mons ausgearbeitet wurde': Die Unternehmen dürfen 
Schuldzinsen und ökonomische Abschreibungen vom 
steuerpflichtigen Gewinn abziehen, und auf der Haus­
haltsebene werden Zinserträge aus Kapitalmarktanla­
gen besteuert. Wir wissen heute, daß diese Konzeption 
unter ökonomischen Effizienzaspekten erhebliche 
Nachteile hat, die von ihren Vätern nicht gesehen wur­
den.

Manche Ökonomen halten diese Nachteile für so ge­
wichtig, daß sie auf eine grundlegende Reform der Kapi­
taleinkommensbesteuerung drängen; andere akzeptie­
ren sie mangels praktikabler Alternativen; und eine drit­

Prof. Dr. Hans-Werner Sinn, 36, lehrt Volkswirt­
schaftslehre an der Universität Mannheim.

te Gruppe befürwortet die Schanz-Haig-Simons-Kon- 
zeption aus Gerechtigkeitserwägungen und spielt die 
Effizienznachteile herunter. Angesichts der nachhalti­
gen Wachstumsschwäche der Weltwirtschaft haben 
sich die Gewichte der Gruppen in den letzten Jahren 
deutlich zugunsten der Kritiker der Schanz-Haig-Si- 
mons-Konzeption verschoben. Ihnen ist es gelungen, 
im angelsächsischen Raum eine Diskussion zu entfa­
chen, die ihre Kreise bis hin zur politischen Öffentlich­
keit und zu den Referaten der Finanzministerien zieht.

Die neue Diskussion hat zwei Stoßrichtungen. Zum 
einen wird gefordert, nun endlich die schon von Elster,

* Erstellt im Rahmen des SFB 5. Der Aufsatz referiert e inige der vom 
Verfasser an anderer Stelle erzielten und begründeten Ergebnisse: 
H.-W, S i n n :  Kapitaleinkommensbesteuerung, Eine Analyse der 
intertemporalen, intersektoralen und internationalen A llokationswirkun­
gen, Tübingen 1984 (im Druck); d e r s . :  Systeme der Kapitaleinkom­
mensbesteuerung, Ein a llokationstheoretischer Vergleich, In: D. 
B ö s ,  Ch.  S e i d l ,  M. R o s e : S teuerreform in Theorie und Praxis, 
Berlin, Heidelberg, New York 1984.

' Vgl. den Übersichtsartikel von R. G o o d e : The Economic De­
finition of Income, in: J. A. P e c h m a n (Hrsg,): Comprehensive 
Income Taxation, Washington 1977,
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